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Aufstellung eines Bebauungsplanes mit Griinordnungsplan sowie 17. Anderung des
Flachennutzungs- und Landschaftsplanes ,,Freiflaichenphotovoltaik Pfandhausen II“

Umweltbezogene Stellungnahmen Unterrichtung der Beh6érden und Trager 6ffentlicher
Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB

Regierung von Unterfranken — 15.12.2023

Mit dem vorliegenden Bebauungsplanvorentwurf wird beabsichtigt, auf einem Geltungsbereich
von 12,35 Hektar ein Sondergebiet fur Freiflachen-Photovoltaikanlagen (FF-PVA) auszuweisen.
Das Unternehmen Stidwerk - Projektgesellschaft mbH plant dort, ca. 960 m stidwestlich des
Ortes Pfandhausen auf den FI.Nr. 398, 397, 390, 391 TF, 392, 393, 1217 und 1220 der Gemar-
kung Pfandhausen, die Errichtung von FF-PVA. Geplant ist eine Anlage mit einer Leistung von
gut 9 MWp, mit der eine jahrliche Strommenge von tber 9 Mio. kWh erzeugt werden kann. Die
Energieeinspeisung erfolgt in das Netz der Bayernwerk Netz GmbH. Der Netzverknipfungs-
punkt befindet sich in ca. 20 km Entfernung im Umspannwerk im Bergrheinfeld. Die Verkabe-
lung vom Solarpark zum Netzanschlusspunkt erfolgt tber ein Erdkabel. Aktuell ist im Flachen-
nutzungsplan (FNP) das Plangebiet als Landwirtschaftsflache dargestellt. Im Rahmen der paral-
lelen 17. Anderung des FNP soll eine Umwidmung in ein Sondergebiet stattfinden. Das Plange-
biet liegt innerhalb der im Erneuerbare-Energien-Gesetz verankerten ,landwirtschaftlich benach-
teiligten Gebiete*.

Die Regierung von Unterfranken als hthere Landesplanungsbehdrde nimmt in ihrer Eigenschaft
als Trager offentlicher Belange zu den Bauleitplanvorentwtirfen Stellung. MafR3stab fir diese
Stellungnahme sind die Ziele und Grundsatze der Raumordnung, die im Bayerischen Landes-
planungsgesetz (Art. 6 BayLplG), im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und dem
Regionalplan der Region Main-Rhén (RP3) festgesetzt sind. Die Ziele der Raumordnung sind
zu beachten und die Grundsatze der Raumordnung zu berlcksichtigen (Art. 3 BayLplG). Bau-
leitplane sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (81 Abs. 4 BauGB).

Die Planungshilfe zur Steuerung von Freiflachen-Photovoltaikanlagen (FF-PVA) fur Stadte,
Gemeinden und Projekttrager, welche die Regierung von Unterfranken erstellt hat, wurde im
Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung als Grundlage genutzt. Aus dieser Planungshilfe geht
hervor, dass sich das Vorhabengebiet fiir den Solarpark im ndrdlichen Bereich in einem Raum
mit geringem Raumwiderstand, im sidlichen Bereich mit mittlerem Raumwiderstand befindet.
Grund hierfir ist, wie in der Begriindung aufgefthrt, ein Sicherheitspuffer um das nahegelegene
Vorranggebiet fir Bodenschatze.

Zur vorliegenden Planung stellen wir Folgendes fest:
1. Ausbau erneuerbarer Energien

Die Versorgung der Bevdlkerung und Wirtschaft mit Energie ist gem. Ziel 6.2.1 LEP durch den
im Uberragenden offentlichen Interesse liegenden und der 6ffentlichen Sicherheit dienenden
Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur sicherzustellen und hat klimaschonend zu erfolgen.
Die verstérkte ErschlieBung und Nutzung der erneuerbaren Energien dient in der Folge dem
Umbau der bayerischen Energieversorgung, der Ressourcenschonung und dem Klimaschutz.



Gemal den Grundséatzen B VII 1.1 und 1.2 RP3 ist in allen TeilrAumen der Region eine sichere,
kostenguinstige, umweltschonende sowie nach Energietragern breit diversifizierte Energiever-
sorgung anzustreben. Verstarkt soll dabei auf erneuerbare Energietrager abgestellt werden. So
tragt die vorliegende Planung diesen Festlegungen Rechnung.

Mit Blick auf Photovoltaik soll gem. Grundsatz 6.2.3 LEP im notwendigen Mal3e auf die Nutzung
von Flachen fir Anlagen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten hingewirkt werden. Dazu
wird in der Begrundung zu G 6.2.3 LEP ausgefuhrt, dass aufgrund der mit der Errichtung von
Freiflachen-Photovoltaikanlagen verbundenen Flacheninanspruchnahme einer effizienten und
multifunktionalen Flachennutzung besondere Bedeutung zukommt. Besonders effektiv kann
dies durch sogenannte Agri-Photovoltaik (Agri-PV), die die Erzeugung von Solarstrom mit der
landwirtschaftlichen Nutzung der Flache verbindet, oder die Kombination mehrerer Energieer-
zeugungsarten an einem Standort erfolgen.

2. Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf den Standortraum

2.1. Zersiedelung / Landschaftsbild

Freiflachenphotovoltaikanlagen kénnen das Landschaftsbild beeintrachtigen. Deshalb sollen
Anlagen mdglichst auf vorbelastete Standorte gelenkt werden (G 6.2.3 LEP Abs. 2). GemaR
dem Grundsatz 5.1.2 RP3 ist bei der Errichtung von Anlagen zur Sonnenenergienutzung au-
Berhalb von Siedlungsgebieten darauf zu achten, dass eine Zersiedlung und eine erhebliche
Beeintrachtigung des Landschaftsbildes und von Denkmalen vermieden werden. Daher sollen
Freiland-Photovoltaikanlagen raumlich konzentriert werden und moglichst in rAumlichem Zu-
sammenhang zu anderen Infrastruktureinrichtungen errichtet werden.

Gemal der Landschaftsbhildbewertung Bayern (LfU 2015) liegt der Standort der geplanten FF-
PVA auf landwirtschaftlichen Flachen innerhalb der Landschaftsbildeinheit ,Agrarlandschaft der
Wern-Lauer-Platte nordwestl. Schweinfurt* mit Gberwiegend geringer landschaftlicher Eigenart
und geringer Erholungswirksamkeit. Das Vorhabengebiet kann nicht als vorbelastet eingeordnet
werden, da sich der bestehende Steinbruch in einer Entfernung von rund 240 m siddstlich der
Planflache befindet und durch Hecken und Gehdélze abgeschirmt ist. Weitere Vorbelastungen,
wie sie in der Planungshilfe der Regierung von Unterfranken aufgefuihrt werden, (vgl. S. 15)
sind nicht erkennbar. Aus dem Rauminformationssystem Bayern lasst sich jedoch ableiten,
dass sich nur wenige vorbelastete Alternativstandorte mit geringem Raumwiderstand im Ge-
meindegebiet Dittelbrunn anbieten, etwa die Flachen rund um die Biogasanlage nordwestlich
von Holzhausen oder um das Windrad nordlich von Pfandhausen.

Was die Einsehbarkeit der Anlage angeht, so ist gemaf unserer Uberprifung anhand der 3D-
Analyse im Energie-Atlas Bayern davon auszugehen, dass von den Randern des Ortes Pfand-
hausen eine gewisse Sichtbarkeit in der Ferne gegeben sein kénnte. Im Umweltbericht stellt die
Gemeinde jedoch fest, dass durch die vorhandenen Gehdlzbestande mit den Feldgehdlzen im
Siuden und Norden sowie den Windschutzstreifen der Anlagenstandort teilweise abgeschirmt
werde. Aufgrund der Topographie im Bereich einer nach Westen abfallenden Hochflache kénne
in Verbindung mit den geplanten Eingrinungsmalinahmen das Vorhaben abgeschirmt werden.
Eine technische Uberpragung der Landschaft werde dadurch minimiert.

Insgesamt betrachtet wird mit dem ausgewahlten Standort den landes- und regionalplaneri-
schen Festlegungen in Bezug auf das Landschaftsbild ausreichend Rechnung getragen.

2.2. Vorranggebiet fir Bodenschétze

Die geplante FF-PVA grenzt im Stidwesten an das bestehende Vorranggebiet fur Kalkstein CA2
,NOrdlich Holzhausen® an (vgl. Ziel B IV 2.1.1.4 i. V. m. Anhang 2 Karte ,Siedlung und Versor-
gung® RP3). Gemal Ziel B IV 2.1.1 RP3 soll hier der Gewinnung von Bodenschatzen gegen-
Uber anderen Nutzungsansprichen der Vorrang eingeraumt werden (als Folgefunktion fur das




Vorranggebiet bestimmt der Regionalplan gem. Ziel B IV 2.1.3.1 ,Biotopentwicklung und Forst-
wirtschaft®). Das Vorhabengebiet liegt aulRerdem zu einem grof3en Teil innerhalb des
Sprengschutzpuffers, welcher in den Fachkarten der Regierung von Unterfranken vorsorglich
um das Vorranggebiet dargestellt ist. Beim Abbau von Bodenschétzen, die durch Sprengungen
bzw. Lockerungssprengungen gewonnen werden, wird im Rahmen der planerischen Vorsorge
im Gefahrenbereich um die Lagerstatte ein Sicherheitspuffer vom 300m eingerdumt, der in die
fur FF-PVA bedingt geeigneten Flachen fallt. Die Abstande zu Vorrang- und Vorbehaltsgebieten
sind im Einzelfall so zu wahlen, dass weiterhin eine vollstdndige Rohstoffnutzung innerhalb des
Vorrang- oder Vorbehaltsgebietes gewdhrleistet bleibt. Soweit die Planung innerhalb des
Sprengpuffers um das Vorranggebiet CA2 ,Noérdlich Holzhausen® liegt, bestehen daher Ein-
wande. Diese kdnnen ausgerdumt werden, wenn seitens des Landesamtes fur Umwelt festge-
stellt wird, dass das beschriebene Vorhaben einen Rohstoffabbau im Vorranggebiet nicht be-
hindert bzw. der Sprengschutzpuffer hier nicht berticksichtigt werden muss.

Zudem schreibt der Regionale Planungsverband Main-Rhon derzeit das Teilkapitel B IV ,Ge-
winnung und Sicherung von Bodenschatzen“ des Regionalplans fort. Hierzu hat das Bayerische
Landesamt fir Umwelt, Referat 105, zusammen mit dem Bayerischen Industrieverband Bau-
stoffe, Steine und Erden e.V. einen Fachbeitrag fur die Rohstoffgruppen Sand und Kies, Kalk-
stein (Unterer Muschelkalk) sowie Basalt erarbeitet, in dem Flachenvorschléage fiur die Anpas-
sung und Neuausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten enthalten sind. Diese sollen
auf den aktuellen Erkenntnissen bzgl. Rohstoffqualitdt und Rohstoffverfligbarkeit sowie auf dem
prognostizierten, regionalen und tberregionalen Bedarf aufbauen. Danach soll das Vorrangge-
biet CA2 u. a. gen Osten erweitert werden. Diese Erweiterung wirde auch den Bereich der ge-
planten FF-PVA betreffen. Diese Fortschreibung befindet sich noch in der internen Bearbeitung.
Ein offizielles Beteiligungsverfahren zur Regionalplan-Fortschreibung hat noch nicht stattgefun-
den, jedoch erfolgte im Juli 2023 bereits eine informelle Voranhérung der betroffenen Gemein-
den. In diesem Rahmen wurde auch die Gemeinde Dittelbrunn angeschrieben.

Die Moglichkeit zum Abbau von Rohstoffen ist in Unterfranken grundsatzlich auf Standorte mit
bestimmten geologischen Voraussetzungen begrenzt, welche in den Vorrang- und Vorbehalts-
gebieten fur Bodenschatze vorhanden sind. FF-PVA ist auf diese geologischen Bedingungen
nicht angewiesen. Daher wird eine Alternativenprifung fir relevant erachtet, um festzustellen,
ob sich fur die Ausweisung des Solarparks andere geeignete Standorte mit geringeren Raum-
nutzungskonflikten im Gemeindegebiet finden. Um den Rohstoffbelang in der Abwagung ange-
messen zu bericksichtigen, bitten wir zudem die zustéandigen Fachstellen (Bayerisches Lan-
desamt fur Umwelt, Referat 105 Wirtschaftsgeologie, Bodenschétze, St.-Lukas-Weg 25, 95030
Hof an der Saale; Bayer. Industrieverband Steine und Erden e.V., Beethovenstralie 8, 80336
Minchen) zu beteiligen. Deren Stellungnahme ist hier von besonderer Bedeutung.

2.3 Vorbehaltsgebiet fur Windenergie

Die externen Ausgleichsflachen, die zwischen den Sondergebieten der Planung ,Freiflachen-
photovoltaik Holzhausen I vorgesehen sind, liegen zum Grofteil im Vorbehaltsgebiet fur Wind-
kraftanlagen WK52 ,Stidwestlich Holzhausen® (vgl. Grundsatz B VII 5.3.4 i. V. m. Karte 2b
,Siedlung und Versorgung — Windkraftnutzung“ RP3). In den Vorbehaltsgebieten fur Windkraft-
nutzung soll der Errichtung Uberdrtlich raumbedeutsamer Windkraftanlagen bei der Abwagung
mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen ein besonderes Gewicht beigemessen wer-
den. Langfristig angelegte Ausgleichsflachen stellen eine solche konkurrierende Nutzung dar,
da an dieser Stelle keine Windkraftanlage mehr errichtet werden kann, ohne die Funktion der
Ausgleichsflache zu beeintrachtigen. Ebenso kénnten Zuwegungen oder Lagerplatze fur die
Errichtung der Windkraftanlagen an dieser Stelle erforderlich werden. Aus landes- und regio-
nalplanerischer Sicht bestehen daher Einwénde gegen die geplanten externen Ausgleichsfla-
chen, weil sie mit dem Vorbehaltsgebiet fir Windkraft nicht vereinbar sind. Eine Verlegung der
Ausgleichsflachen wird dringend angeraten. Sollte keine Verlegung mdglich sein, so sollte zu-




mindest gewahrleistet werden, dass die Ausgleichsmalinahmen im Fall einer Windenergiepla-
nung auf den betreffenden Flurstiicken dieser Nutzung weichen.

Im Ergebnis tragt das im Betreff genannte Vorhaben den raumordnerischen Festlegungen zum
Ausbau Erneuerbarer Energien grundséatzlich Rechnung. Seitens der héheren Landespla-
nungsbehodrde bestehen dennoch Einwande gegen die Bauleitplanvorentwirfe aufgrund des
betroffenen Vorranggebietes CA2 ,Nordlich Holzhausen® sowie aufgrund der Lage der externen
Ausgleichsflachen im Vorbehaltsgebiet fur Windkraft. Die Einwande kénnen nur dann zurtickge-
stellt werden, wenn die genannten zustandigen Fachstellen fir Rohstoffgeologie, ggf. unter
Malgaben, dem Vorhaben zustimmen und eine Losung festgelegt wird, welche die externen
AusgleichsmalRnahmen in Einklang mit einer potenziellen Windenergienutzung im Vorbehalts-
gebiet WK52 bringt.

Diese Stellungnahme ergeht ausschlief3lich aus der Sicht der Raumordnung und Landespla-
nung. Eine Prifung und Wirdigung sonstiger offentlicher Belange ist damit nicht verbunden.

Abwéagung

Zul.und 2.1
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, auf die Begrindung zur Alternativenprifung
wird verwiesen.

Zu 2.2

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, eine Duldung der Emissionen des Steinbruches
ist unter Nr. 8 bei den Hinweisen enthalten. Das Bergamt verweist in seiner Stellungnahme vom
08.12.2023, dass Immissionen durch den Abbau nicht verhindert werden kénnen und diese zu
dulden sind. Die Hinweise unter Nr. 8 werden noch ergénzt, dass fur Schaden bei ordnungsge-
maflem Abbau keine Schadensersatzanspriiche geltend gemacht werden. Das LFU wird am
Verfahren beteiligt.

2.3

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, dem Vorhaben werden CEF- Flachen auf der
FI.Nr. 2258 zugewiesen, das Flurstlick liegt auRerhalb des Windvorbehaltsgebiet, Feldlerchen
gehdren nicht zu den durch Windkraft schlaggefahrdeten Arten.

Regionaler Planungsverband Main-Rhén — 18.12.2023

Mit dem vorliegenden Bebauungsplanvorentwurf wird beabsichtigt, auf einem Geltungsbereich
von 12,35 Hektar ein Sondergebiet fur Freiflachen-Photovoltaikanlagen (FF-PVA) auszuweisen.
Das Unternehmen Stidwerk - Projektgesellschaft mbH plant dort, ca. 960 m stdwestlich des
Ortes Pfandhausen auf den FI.Nr. 398, 397, 390, 391 TF, 392, 393, 1217 und 1220 der Gemar-
kung Pfandhausen, die Errichtung von FF-PVA. Geplant ist eine Anlage mit einer Leistung von
gut 9 MWp, mit der eine jahrliche Strommenge von tber 9 Mio. kWh erzeugt werden kann. Die
Energieeinspeisung erfolgt in das Netz der Bayernwerk Netz GmbH. Der Netzverknipfungs-
punkt befindet sich in ca. 20 km Entfernung im Umspannwerk im Bergrheinfeld. Die Verkabe-
lung vom Solarpark zum Netzanschlusspunkt erfolgt Giber ein Erdkabel. Aktuell ist im Flachen-
nutzungsplan (FNP) das Plangebiet als Landwirtschaftsflache dargestellt. Im Rahmen der paral-
lelen 17. Anderung des FNP soll eine Umwidmung in ein Sondergebiet stattfinden. Das Plange-
biet liegt innerhalb der im Erneuerbare-Energien-Gesetz verankerten "landwirtschaftlich be-
nachteiligten Gebiete".



Der Regionale Planungsverband Main-Rhon nimmt in seiner Eigenschatft als Trager offentlicher
Belange zu den im Betreff genannten Bauleitplanentwirfen Stellung. Maf3stab fur diese Stel-
lungnahme sind die im Regionalplan der Region Main-Rhon (RP3) festgesetzten Ziele und
Grundsatze. Die Ziele der Raumordnung sind zu beachten und die Grundséatze der Raumord-
nung zu bertcksichtigen (Art. 3 BayLplG). Bauleitplane sind den Zielen der Raumordnung an-
zupassen (81 Abs. 4 BauGB).

Die Planungshilfe zur Steuerung von Freiflachen-Photovoltaikanlagen (FF-PVA) fur Stadte,
Gemeinden und Projekttrager, welche die Regierung von Unterfranken erstellt hat, wurde im
Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung als Grundlage genutzt. Aus dieser Planungshilfe geht
hervor, dass sich das Vorhabengebiet fir den Solarpark im nordlichen Bereich in einem Raum
mit geringem Raumwiderstand, im sudlichen Bereich mit mittlerem Raumwiderstand befindet.
Grund hierfur ist, wie in der Begriindung aufgefihrt, ein Sicherheitspuffer um das nahegelegene
Vorranggebiet fir Bodenschétze.

Zur vorliegenden Planung stellt der Regionale Planungsverband Main-Rhon Folgendes fest:

1. Ausbau erneuerbarer Energien

Die Versorgung der Bevolkerung und Wirtschaft mit Energie ist gem. Ziel 6.2.1 LEP durch den
im Gberragenden o6ffentlichen Interesse liegenden und der 6ffentlichen Sicherheit dienenden
Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur sicherzustellen und hat klimaschonend zu erfolgen.
Die verstéarkte Erschlieung und Nutzung der erneuerbaren Energien dient in der Folge dem
Umbau der bayerischen Energieversorgung, der Ressourcenschonung und dem Klimaschutz.
Gemal den Grundséatzen B VII 1.1 und 1.2 RP3 ist in allen TeilrAumen der Region eine sichere,
kostenguinstige, umweltschonende sowie nach Energietragern breit diversifizierte Energiever-
sorgung anzustreben. Verstarkt soll dabei auf erneuerbare Energietrager abgestellt werden. So
tragt die vorliegende Planung diesen Festlegungen Rechnung.

Mit Blick auf Photovoltaik soll gem. Grundsatz 6.2.3 LEP im notwendigen MalRe auf die Nutzung
von Flachen fur Anlagen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebiete hingewirkt werden. Dazu
wird in der Begriindung zu G 6.2.3 LEP ausgefihrt, dass aufgrund der mit der Errichtung von
Freiflachen-Photovoltaikanlagen verbundenen Flacheninanspruchnahme einer effizienten und
multifunktionalen Flachennutzung besondere Bedeutung zukommt.

2. Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf den Standortraum

2.1. Zersiedelung | Landschaftsbild

Freiflachenphotovoltaikanlagen kénnen das Landschaftsbild beeintrachtigen. Deshalb sollen
Anlagen mdglichst auf vorbelastete Standorte gelenkt werden (G 6.2.3 LEP Abs. 2). GemaR
dem Grundsatz 5.1.2 RP3 ist bei der Errichtung von Anlagen zur Sonnenenergienutzung au-
Berhalb von Siedlungsgebieten darauf zu achten, dass eine Zersiedlung und eine erhebliche
Beeintrachtigung des Landschaftsbildes und von Denkmalen vermieden werden. Daher sollen
Freiland-Photovoltaikanlagen rdumlich konzentriert werden und maoglichst in réumlichem Zu-
sammenhang zu anderen Infrastruktureinrichtungen errichtet werden.

Gemal der Landschaftsbildbewertung Bayern (LfU 2015) liegt der Standort der geplanten FF-
PVA auf landwirtschaftlichen Flachen innerhalb der Landschaftsbildeinheit "Agrarlandschaft der
Wern-Lauer-Platte nordwestl. Schweinfurt" mit iberwiegend geringer landschatftlicher Eigenart
und geringer Erholungswirksamkeit. Das Vorhabengebiet kann nicht als vorbelastet eingeordnet
werden, da sich der bestehende Steinbruch in einer Entfernung von rund 240 m sidostlich der
Planflache befindet und durch Hecken und Gehdélze abgeschirmt ist. Weitere Vorbelastungen,
wie sie in der Planungshilfe der Regierung von Unterfranken aufgefuhrt werden, (vgl. S. 15)
sind nicht erkennbar. Aus dem BayernAtlas lasst sich jedoch ableiten, dass sich nur wenige
vorbelastete Alternativstandorte mit geringem Raumwiderstand im Gemeindegebiet Dittelbrunn



anbieten, etwa die Flachen rund um die Biogasanlage nordwestlich von Holzhausen oder um
das Windrad noérdlich von Pfandhausen.

Was die Einsehbarkeit der Anlage angeht, so ist gemaf unserer Uberprufung anhand der 3D-
Analyse im Energie-Atlas Bayern davon auszugehen, dass von den Randern des Ortes Pfand-
hausen eine gewisse Sichtbarkeit in der Ferne gegeben sein konnte. Im Umweltbericht stellt die
Gemeinde jedoch fest, dass durch die vorhandenen Geholzbestande mit den Feldgehdlzen im
Suden und Norden sowie den Windschutzstreifen der Anlagenstandort teilweise abgeschirmt
werde. Aufgrund der Topographie im Bereich einer nach Westen abfallenden Hochflache kdnne
in Verbindung mit den geplanten Eingriinungsmalinahmen das Vorhaben abgeschirmt werden.
Eine technische Uberpragung der Landschaft werde dadurch minimiert.

Insgesamt betrachtet wird mit dem ausgewahlten Standort den regionalplanerischen Festlegun-
gen in Bezug auf das Landschaftsbild ausreichend Rechnung getragen.

2.2. Vorranggebiet fir Bodenschétze

Die geplante FF-PVA grenzt im Stidwesten an das bestehende Vorranggebiet fur Kalkstein CA2
"Nordlich Holzhausen" an (vgl. Ziel B IV 2.1.1.4 i. V. m. Anhang 2 Karte "Siedlung und Versor-
gung" RP3). Gemal Ziel B IV 2.1.1 RP3 soll hier der Gewinnung von Bodenschétzen gegen-
Uber anderen Nutzungsanspriichen der Vorrang eingeraumt werden (als Folgefunktion fiir das
Vorranggebiet bestimmt der Regionalplan gem. Ziel B 1V 2.1.3.1"Biotopentwicklung und Forst-
wirtschaft"). Das Vorhabengebiet liegt aulerdem zu einem grof3en Teil innerhalb des
Sprengschutzpuffers, welcher in den Fachkarten der Regierung von Unterfranken vorsorglich
um das Vorranggebiet dargestellt ist. Beim Abbau von Bodenschétzen, die durch Sprengungen
bzw. Lockerungssprengungen gewonnen werden, wird im Rahmen der planerischen Vorsorge
im Gefahrenbereich um die Lagerstatte ein Sicherheitspuffer vom 300 m eingerdumt, der in die
fur FF-PVA bedingt geeigneten Flachen fallt. Die Abstande zu Vorrang- und Vorbehaltsgebieten
sind im Einzelfall so zu wahlen, dass weiterhin eine vollstandige Rohstoffnutzung innerhalb des
Vorrang- oder Vorbehaltsgebietes gewéhrleistet bleibt. Soweit die Planung innerhalb des
Sprengpuffers um das Vorranggebiet CA2 "Nérdlich Holzhausen" liegt, bestehen daher Ein-
wénde. Diese kbnnen ausgerdumt werden, wenn seitens des Landesamtes fir Umwelt festge-
stellt wird, dass das beschriebene Vorhaben einen Rohstoffabbau im Vorranggebiet nicht be-
hindert bzw. der Sprengschutzpuffer hier nicht beriicksichtigt werden muss.

Zudem schreibt der Regionale Planungsverband Main-Rhon derzeit das Teilkapitel B 1V "Ge-
winnung und Sicherung von Bodenschatzen" des Regionalplans fort. Hierzu hat das Bayerische
Landesamt fir Umwelt, Referat 105, zusammen mit dem Bayerischen Industrieverband Bau-
stoffe, Steine und Erden e.V. einen Fachbeitrag fur die Rohstoffgruppen Sand und Kies, Kalk-
stein (Unterer Muschelkalk) sowie Basalt erarbeitet, in dem Flachenvorschlage fir die Anpas-
sung und Neuausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten enthalten sind. Diese sollen
auf den aktuellen Erkenntnissen bzgl. Rohstoffqualitdt und Rohstoffverfligbarkeit sowie auf dem
prognostizierten, regionalen und tUberregionalen Bedarf aufbauen. Danach soll das Vorrangge-
biet CA2 u. a. gen Osten erweitert werden. Diese Erweiterung wirde auch den Bereich der ge-
planten FF-PVA betreffen. Diese Fortschreibung befindet sich noch in der internen Bearbeitung.
Ein offizielles Beteiligungsverfahren zur Regionalplan-Fortschreibung hat noch nicht stattgefun-
den, jedoch erfolgte im Juli 2023 bereits eine informelle Voranhérung der betroffenen Gemein-
den. In diesem Rahmen wurde auch die Gemeinde Dittelbrunn angeschrieben.

Die Moglichkeit zum Abbau von Rohstoffen ist in Unterfranken grundsatzlich auf Standorte mit
bestimmten geologischen Voraussetzungen begrenzt, welche in den Vorrang- und Vorbehalts-
gebieten fur Bodenschatze vorhanden sind. FF-PVA ist auf diese geologischen Bedingungen
nicht angewiesen. Daher wird eine Alternativenprifung fur relevant erachtet, um festzustellen,
ob sich fur die Ausweisung des Solarparks andere geeignete Standorte mit geringeren Raum-
nutzungskonflikten im Gemeindegebiet finden. Um den Rohstoffbelang in der Abwégung ange-



messen zu bericksichtigen, bitten wir zudem die zustandigen Fachstellen (Bayerisches Lan-
desamt fur Umwelt, Referat 105 Wirtschaftsgeologie, Bodenschatze, St.-Lukas-Weg 25, 95030
Hof an der Saale; Bayer. Industrieverband Steine und Erden e.V., Beethovenstral3e 8, 80336
Munchen) zu beteiligen. Deren Stellungnahme ist hier von besonderer Bedeutung.

2.3 Vorbehaltsgebiet fur Windenergie

Die externen Ausgleichsflachen, die zwischen den Sondergebieten der Planung "Freiflachen-
photovoltaik Holzhausen I" vorgesehen sind, liegen zum Grolf3teil im Vorbehaltsgebiet fur Wind-
kraftanlagen WK52 "Sudwestlich Holzhausen" (vgl. Grundsatz B VIl 5.3.4 i. V. m. Karte 2b
"Siedlung und Versorgung - Windkraftnutzung" RP3). In den Vorbehaltsgebieten fir Windkraft-
nutzung soll der Errichtung Uberdrtlich raumbedeutsamer Windkraftanlagen bei der Abwagung
mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen ein besonderes Gewicht beigemessen wer-
den. Langfristig angelegte Ausgleichsflachen stellen eine solche konkurrierende Nutzung dar,
da an dieser Stelle keine Windkraftanlage mehr errichtet werden kann, ohne die Funktion der
Ausgleichsflache zu beeintrachtigen. Ebenso kdnnten Zuwegungen oder Lagerpléatze fir die
Errichtung der Windkraftanlagen an dieser Stelle erforderlich werden. Aus regionalplanerischer
Sicht bestehen daher Einwénde gegen die geplanten externen Ausgleichsflachen, weil sie mit
dem Vorbehaltsgebiet fur Windkraft nicht vereinbar sind. Eine Verlegung der Ausgleichsflachen
wird dringend angeraten. Sollte keine Verlegung mdglich sein, so sollte zumindest gewahrleistet
werden, dass die AusgleichsmalRnahmen im Fall einer Windenergieplanung auf den betreffen-
den Flurstiicken dieser Nutzung weichen.

Im Ergebnis tragt das im Betreff genannte Vorhaben den regionalplanerischen Festlegungen
zum Ausbau Erneuerbarer Energien grundsatzlich Rechnung. Seitens des Regionalen Pla-
nungsverbandes Main-Rhon bestehen dennoch Einwénde gegen die Bauleitplanvorentwiirfe
aufgrund des betroffenen Vorranggebietes CA2 " Nordlich Holzhausen" sowie aufgrund der La-
ge der externen Ausgleichsflachen im Vorbehaltsgebiet fir Windkraft. Die Einwénde kdnnen
nur- dann zurlckgestellt werden, wenn die genannten zustdndigen Fachstellen fiir Rohstoffgeo-
logie, ggf. unter MaRgaben, dem Vorhaben zustimmen und eine L6sung festgelegt wird, welche
die externen Ausgleichsmal3nahmen in Einklang mit einer potenziellen Windenergienutzung im
Vorbehaltsgebiet WK52 bringt.

Abwéagung

Zul.und 2.1
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, auf die Begriindung zu Alternativenprifung wird
verwiesen.

Zu 2.2

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, eine Duldung der Emissionen des Steinbruches
ist unter Nr. 8 bei den Hinweisen enthalten. Das Bergamt verweist in seiner Stellungnahme vom
08.12.2023, dass Immissionen durch den Abbau nicht verhindert werden kénnen und diese zu
dulden sind. Die Hinweise unter Nr. 8 werden noch erganzt, dass fur Schaden bei ordnungsge-
mafem Abbau keine Schadensersatzanspriiche geltend gemacht werden. Das LFU wird am
Verfahren beteiligt.

2.3

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, dem Vorhaben werden CEF- Flachen auf der
FI.Nr. 2258 zugewiesen, das Flurstlick liegt auBerhalb des Windvorbehaltsgebiet, Feldlerchen
gehdren nicht zu den durch Windkraft schlaggefahrdeten Arten.



Landratsamt Schweinfurt, Bauamt — 20.12.2023

ENP
Das Kreisbauamt und die Untere Immissionsschutzbehdrde haben die Planung (Datum des
Planentwurfs: 12.06.2023) mit den beiliegenden fachtechnischen Stellungnahmen beurteilt.

Im Ubrigen wird folgendes mitgeteilt:

1. Gleichzeitig zur 17. Anderung des Flachennutzungsplans wird der Bebauungsplan Freifla-
chenphotovoltaik Pfandhausen Il aufgestellt. Den Entwirfen der Bauleitplanung ist eine Be-
grundung beizufiigen (§ 2 a Satz 1 BauGB). Ublicherweise wird zu jedem Verfahren eine ei-
gene Begriindung erstellt und den Planunterlagen beigefiigt. Auf dem Deckblatt der vorge-
legten Begriindung wird ausgefuhrt, dass fur den Flachennutzungsplan und den Bebau-
ungsplan getrennte Bericht erstellt werden. Bislang wurde augenscheinlich jedoch nur eine
Begriindung erstellt. Um Uberprifung wird gebeten.

2. Bauleitplane sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (8 1 Abs. 4 BauGB). Insheson-
dere auch im Hinblick auf den im Landesentwicklungsprogramm verankerten Grundsatz
6.2.3, wonach Freiflachen-Photovoltaikanlagen méglichst auf vorbelasteten Standorten rea-
lisiert werden sollen, ist der Stellungnahme der Regierung von Unterfranken als hhere
Landesplanungsbehdrde ein besonderes Gewicht beizumessen.

3. Im Vorgriff auf die im nachsten Verfahrensschritt erforderliche 6ffentliche Bekanntmachung
nach § 3 Abs. 2 BauGB wird auf die hochstrichterliche Rechtsprechung zum Erfordernis der
Bekanntgabe der wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen und die Angaben Uber
die Arten der umweltbezogenen Informationen hingewiesen.

Nach § 3 Abs. 2 BauGB sind die Entwiirfe der Bauleitplane mit der Begriindung und den nach
Einschatzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen fir die Dauer eines Monats 6ffentlich auszulegen (Satz 1). Ort und Dauer der Ausle-
gung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfugbar sind,
sind mindestens eine Woche vorher ortsiiblich bekanntzumachen (Satz 2 Halbs. 1).

Sowohl der BayVGH wie auch das BVerwG stellen Ubereinstimmend fest, dass allein der
Hinweis in der Auslegungsbekanntmachung auf wesentliche, bereits vorliegende umweltbe-
zogene Stellungnahmen nicht den Voraussetzungen an eine Bekanntmachung der verflig-
baren Arten umweltbezogener Informationen (8§ 3 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz BauGB) ge-
nugt. Da jedoch nur Angaben zu den Arten" umweltbezogener Informationen gefordert wer-
den, genlgt es aber, die vorliegenden Unterlagen nach Themenblocken zusammenzufas-
sen und diese bekannt zu machen. Ein pauschaler Hinweis auf den Umweltbericht geniigt
nicht.

Ein Verstol3 gegen die Bekanntmachungsvorschrift stellt einen beachtlichen Verfahrensfeh-
ler dar, der zur Unwirksamkeit des Bebauungs- oder Flachennutzungsplans fuhrt. Das Ver-
fahren musste dann ab diesem Verfahrensschritt wiederholt werden.

Nach Auffassung des BVerwG ist die planende Gemeinde auf der sicheren Seite", wenn der
Bekanntmachungstext einen zwar stichwortartigen, aber vollstandigen Uberblick iber dieje-
nigen Umweltbelange ermoglicht, die aus der Sicht der im Zeitpunkt der Auslegung vorlie-
genden Stellungnahmen und Unterlagen in der betreffenden Planung eine Rolle spielen, wie
er etwa einer vollstandigen und ausreichend differenzierten Gliederung eines sachgerecht
verfassten Umweltberichts zu entnehmen sein kann.

Bei Flachennutzungsplanen ist ergdnzend zu dem Hinweis nach § 3 Absatz 2 Satz 4 zweiter
Halbsatz BauGB darauf hinzuweisen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3
Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren



nach 8§ 7 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemald § 7 Absatz 3 Satz 1 des
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im
Rahmen der Veroffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber
hatte geltend machen kdnnen.

Daruber hinaus wird auf die, mit Rundmail vom 23.08.2023 libersandten Regelungen des
Gesetzes zur Starkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und die damit verbunde-
nen Anderungen der Bekanntmachung hingewiesen.

Es wird daher empfohlen, die Bekanntmachungstexte der ¢ffentlichen Auslegung nach § 3
Abs. 2 BauGB entsprechend zu erganzen.

Abwagung

Zu 1.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, zum Entwurf wird fir den FNP eine eigene Be-
grindung erstellt (siehe Hinweis auf dem Deckblatt zum Vorentwurf).

Zu 2.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, auf die Alternativenprifung in der Begriindung
wird verwiesen. In der Stellungnahme der Regierung von Ufr. (vom 15.12.2023) wird mit dem

ausgewahlten Standort den landes- und regionalplanerischen Festlegungen in Bezug auf das
Landschaftsbild ausreichend Rechnung getragen.

Zu 3.
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der Bekanntmachung beriicksichtigt.

BP

Das Kreisbauamt und die Untere Immissionsschutzbehérde haben die Planung (Datum des
Planentwurfs: 12.06.2023) mit den beiliegenden fachtechnischen Stellungnahmen beurteilt.

Im Ubrigen wird folgendes mitgeteilt:

1. Im Hinblick auf eine mogliche Verfahrensfreiheit fir die Errichtung der PV-Anlagen sollte im
Bebauungsplan neben der Zuléssigkeit und der Gro3e der Anlage noch Regelungen zum
Standort der Modulreihen aufgenommen werden (vgl. hierzu Art. 57 Abs. 2 Nr. 9 BayBO).

2. Bei der unter Ziff. B 1.2 festgesetzten Riickbauverpflichtung sollte ein Zeitraum angegeben
werden, innerhalb dessen der Riickbau zu erfolgen hat (z.B. "Innerhalb von 3 Monaten nach
dauerhafter Aufgabe der Nutzung sind ... zu entfernen™).

3. Gleichzeitig zur Aufstellung des Bebauungsplan Freiflachenphotovoltaik Pfandhausen Il wird
der Flachennutzungsplan geandert (17. Anderung). Den Entwiirfen der Bauleitplanung ist
eine Begriindung beizufiigen (8§ 2 a Satz 1 BauGB). Ublicherweise wird zu jedem Verfahren
eine eigene Begrindung erstellt und den Planunterlagen beigefugt. Auf dem Deckblatt der
vorgelegten Begrindung wird ausgefuhrt, dass fur den Flachennutzungsplan und den Be-
bauungsplan getrennte Bericht erstellt werden. Bislang wurde augenscheinlich jedoch nur
eine Begriindung erstellt. Um Uberpriifung wird gebeten.

4. Bauleitplane sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (8 1 Abs. 4 BauGB). Insbeson-
dere auch im Hinblick auf den im Landesentwicklungsprogramm verankerten Grundsatz
6.2.3, wonach Freiflachen-Photovoltaikanlagen moglichst auf vorbelasteten Standorten rea-
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lisiert werden sollen, ist der Stellungnahme der Regierung von Unterfranken als hhere
Landesplanungsbehdorde ein besonderes Gewicht beizumessen.

Der vorgelegte Planentwurf stimmt derzeit noch nicht mit den Darstellungen des wirksamen
Flachennutzungsplans tberein.

Der Flachennutzungsplan wird deshalb im "Parallelverfahren” gemaf 8 8 Abs. 3 Satz 1
BauGB geandert (17. Anderung).

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan grundsatzlich erst dann in Kraft ge-
setzt werden kann, nachdem die Flachennutzungsplananderung wirksam geworden ist.

Im Vorgriff auf die im nachsten Verfahrensschritt erforderliche 6ffentliche Bekanntmachung
nach § 3 Abs. 2 BauGB wird auf die hochstrichterliche Rechtsprechung zum Erfordernis der
Bekanntgabe der wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen und die Angaben tber
die Arten der umweltbezogenen Informationen hingewiesen.

Nach § 3 Abs. 2 BauGB sind die Entwiirfe der Bauleitplane mit der Begriindung und den nach
Einschatzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen fiir die Dauer eines Monats 6ffentlich auszulegen (Satz 1). Ort und Dauer der Ausle-
gung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfugbar sind,
sind mindestens eine Woche vorher ortsiiblich bekanntzumachen (Satz 2 Halbs. 1).

Sowohl der BayVGH wie auch das BVerwG stellen Ubereinstimmend fest, dass allein der
Hinweis in der Auslegungsbekanntmachung auf wesentliche, bereits vorliegende umweltbe-
zogene Stellungnahmen nicht den Voraussetzungen an eine Bekanntmachung der verflig-
baren Arten umweltbezogener Informationen (8§ 3 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz BauGB) ge-
nugt. Da jedoch nur Angaben zu den "Arten" umweltbezogener Informationen gefordert
werden, genlgt es aber, die vorliegenden Unterlagen nach Themenblocken zusammenzu-
fassen und diese bekannt zu machen. Ein pauschaler Hinweis auf den Umweltbericht ge-
nugt nicht.

Ein Verstol? gegen die Bekanntmachungsvorschrift stellt einen beachtlichen Verfahrensfeh-
ler dar, der zur Unwirksamkeit des Bebauungs- oder Flachennutzungsplans fuhrt. Das Ver-
fahren misste dann ab diesem Verfahrensschritt wiederholt werden.

Nach Auffassung des BVerwG ist die planende Gemeinde auf der "sicheren Seite", wenn
der Bekanntmachungstext einen zwar stichwortartigen, aber vollstandigen Uberblick tiber
diejenigen Umweltbelange ermdglicht, die aus der Sicht der im Zeitpunkt der Auslegung vor-
liegenden Stellungnahmen und Unterlagen in der betreffenden Planung eine Rolle spielen,
wie er etwa einer vollstandigen und ausreichend differenzierten Gliederung eines sachge-
recht verfassten Umweltberichts zu entnehmen sein kann.

Bei Flachennutzungsplanen ist ergdnzend zu dem Hinweis nach § 3 Absatz 2 Satz 4 zweiter
Halbsatz BauGB darauf hinzuweisen, dass eine Vereinigung im Sinne des 8§ 4 Absatz 3
Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren
nach § 7 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemaf § 7 Absatz 3 Satz 1 des
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im
Rahmen der Veroffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber
hatte geltend machen kénnen.

Daruber hinaus wird auf die, mit Rundmail vom 23.08.2023 libersandten Regelungen des
Gesetzes zur Starkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und die damit verbunde-
nen Anderungen der Bekanntmachung hingewiesen.

Es wird daher empfohlen, die Bekanntmachungstexte der offentlichen Auslegung nach § 3
Abs. 2 BauGB entsprechend zu erganzen.
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Abwagung

Zu 1.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, es wird eine Regelverfahren durchgefuhrt. Zum
Bauantrag wird das konkrete Vorhaben vorgelegt.

Zu 2.
Der Hinweis wird bertcksichtigt und die Festsetzung erganzt. Als zeitliche Befristung hat der
Ruckbau jedoch erst 12 Monate nach Ende der Photovoltaiknutzung zu beginnen.

Zu 3.
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, zum Entwurf wird fir den FNP eine eigene Be-
grindung erstellt (siehe Hinweis auf dem Deckblatt zum Vorentwurf).

Zu 4.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, auf die Alternativenprifung in der Begriindung
wird verwiesen. In der Stellungnahme der Regierung von Ufr. (vom 15.12.2023) wird mit dem

ausgewahlten Standort den landes- und regionalplanerischen Festlegungen in Bezug auf das
Landschaftsbild ausreichend Rechnung getragen.

Zu. 5.
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, die 17. Anderung des FNP tragt der Aufstellung
des Bebauungsplanes Rechnung.

Zu 6.
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der Bekanntmachung beriicksichtigt.

Landratsamt Schweinfurt, Immissionsschutz — 20.12.2023

ENP

Die Anderungsplanung sieht die Darstellung einer Sonderbauflache mit Zweckbestimmung Pho-
tovoltaik fur die Errichtung einer Freiflachen-Photovoltaikanlage auf einer Flache von ca. 12 ha
vor. Parallel wird fur diese Sonderflache ein Bebauungsplan ,Freiflachenphotovoltaik Pfandhau-
sen |I" aufgestellt.

Es erfolgt deshalb eine gemeinsame Stellungnahme zu beiden Bauleitplanverfahren:

Die drei Teilbereichsflachen werden derzeit als Ackerflachen landwirtschaftlich genutzt. Die
nachsten schutzwirdigen Wohnnutzungen liegen in norddstlicher Richtung am Ortsrand von
Pfandhausen ca. 1000 m entfernt, in sudlicher Richtung am Ortsrand von Holzhausen, ca.
900 m entfernt und in westlicher Richtung am Ortsrand von Pfersdorf, ca. 1700 m entfernt.

Nach Angaben der Begrindung mit Umweltbericht (Team 4 Stadtplaner PartGmbB) zu Punkt
7-Immissionsschutz wird aufgrund der Distanz, der Topografie und des Bewuchses eine Beein-
trachtigung durch Blendung fur die umliegenden Immissionsorte als unwahrscheinlich angese-
hen. Zur Beurteilung sind die "Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von
Lichtimmissionen" des Landerausschusses fur Immissionsschutz (LAI) vom 13.09.2012, nach
Anhang 2 - Stand 03.11.2015, heranzuziehen.

Aufgrund der vorliegenden Abstdnde zu den umliegenden Ortschaften wird es als plausibel er-
achtet, dass es nicht zu erheblichen Beeintrachtigungen durch Lichtimmission/Blendung kommt.
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Grundsatzlich bestehen gegen die Flachennutzungsplané&nderung keine Einwande.

Abwagung
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

BP

Die Gemeinde Dittelbrunn plant die Aufstellung eines Bebauungsplanes zur Ausweisung eines
Sondergebietes fir eine Freiflachen-Photovoltaikanlage auf einer Flache von ca. 12 ha.
Parallel wird die Anderung des Flachennutzungsplanes durchgefiihrt.

Es erfolgt deshalb eine gemeinsame Stellungnahme zu beiden Bauleitplanverfahren:

Die drei Teilbereichsflachen werden derzeit als Ackerflachen landwirtschaftlich genutzt. Die
nachsten schutzwirdigen Wohnnutzungen liegen in norddstlicher Richtung am Ortsrand von
Pfandhausen ca. 1000 m entfernt, in stdlicher Richtung am Ortsrand von Holzhausen, ca.
900 m entfernt und in westlicher Richtung am Ortsrand von Pfersdorf, ca. 1700 m entfernt.

Nach Angaben der Begrindung mit Umweltbericht (Team 4 Stadtplaner PartGmbB) zu Punkt
7-Immissionsschutz wird aufgrund der Distanz, der Topografie und des Bewuchses eine Beein-
trachtigung durch Blendung fir die umliegenden Immissionsorte als unwahrscheinlich angese-
hen. Zur Beurteilung sind die "Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von
Lichtimmissionen" des Landerausschusses fur Immissionsschutz (LAI) vom 13.09.2012,

nach Anhang 2 - Stand 03.11.2015, heranzuziehen.

Aufgrund der vorliegenden Abstande zu den umliegenden Ortschaften wird es als plausibel er-
achtet, dass es nicht zu erheblichen Beeintrachtigungen durch Lichtimmission/Blendung kommit.

Grundsatzlich bestehen gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Freiflachenphotovoltaik
Pfandhausen II" keine Einwéande.

Abwagung
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Landratsamt Schweinfurt, Technik —19.12.2023

ENP

Folgendes ist festzustellen:

1. Mit der 16. Anderung des Flachennutzungsplanes der Gemeinde Dittelbrunn fiir den Ge-
meindeteil Pfandhausen und der 15. Anderung des Flachennutzungsplanes fiir den Ge-
meindeteil Holzhausen werden bereits Flachenanteile von ca. 63 ha und 21,3 ha fur Photo-
voltaik auf dem Gebiet der Gemeinde Dittelbrunn tberplant Im Hinblick auf den "Sparsamen
Umgang mit Grund und Boden" wird gebeten, Ausfuhrungen in der Begriindung betreffend
der Grof3e und der zusétzlichen Notwendigkeit der zu Giberplanenden Flache aufzunehmen.
Die Planungshoheit liegt im Verantwortungsbereich der Gemeinde.



13

2. Es wird gebeten die Flachen aulRerhalb des Geltungsbereiches der zu andernden Flache in
der Planzeichnung "Planung Anderungsbereich" in Schwarz-WeiR darzustellen.

Abwégung
Zu 1.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Auf die Begriindung unter B 4.7 wird verwiesen,
sowie auf das Einzugsgebiet des Industriestandortes Schweinfurt mit hohem Energiebedarf.

Zu 2.
Die 17. Anderung erfolgt auf der Kartengrundlage des FNP. Anderungen der Farbgebung im
Original des FNP sind nicht mdglich.

BP

Folgendes ist festzustellen:

1. Das geplante Vorhaben entspricht nicht dem derzeit guiltigen Flachennutzungsplan. Dieser
soll parallel gedndert werden.

2. Hinweis zu Ziff. B.1.2: Bei Eintritt der Nachfolgenutzung ist auch der Flachennutzungsplan
wieder zu andern.

3. Im Hinblick auf den "sparsamen Umgang mit Grund und Boden" wird gebeten, betreffend
der Grof3e und der zusétzlichen Notwendigkeit (Aufstellung der Bebauungsplanes Freifla-
chenphotovoltaik Pfandhausen 1, 63 ha) der zu Uberplanenden Flache, Ausfihrungen in der
Begriindung aufzunehmen.

4. Es wird gebeten, die Lage der Ausgleichsflache in den Ubersichtsplan auf dem "Plan Kopf"
aufzunehmen.

5. Zur Klarstellung wird gebeten den Geltungsbereich fir die - dem Bebauungsplan "Freifla-
chenphotovoltaik Pfandhausen Il " - zugeordnete Ausgleichsflache deutlich zu kennzeichnen
und die Geltungsbereiche des Bebauungsplanes "Freiflachenphotovoltaik Holzhausen 1" zu
entfernen, bzw. den Inhalt des hier nicht zu beurteilenden Bebauungsplanes in Schwarz-
Weil3 darzustellen.

6. Der Bebauungsplan wird im Maf3stab 1:2000 dargestellt, die Ausgleichsflache im Mal3stab
1:2500. Zur besseren Lesbarkeit wird gebeten die unterschiedlichen MaR3stdbe neben den
Planzeichnungen deutlich aufzufihren.

7. Gegebenenfalls wird gebeten die Tiefe der Eingrinungsflachen zu bemalen.
8. In der Planzeichnung ist zwischen der FI.-Nr. 392 und 393 auf halber Lange der Grund-
stiicksgrenze eine dickere schwarze Strichlinie eingezeichnet. Es wird um Uberpriifung ge-

beten.

9. Innerhalb der Ausgleichsflache ist eine schwarze Strichlinie dargestellt. Es wird gebeten
diese gegebenenfalls in der Zeichenerklarung zu erlautern.

Abwagung
zul.
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die 17. Anderung des FNP tragt der Aufstellung des
Bebauungsplanes Rechnung.

Zu 2.
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

zu.3
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Auf die Begriindung unter B 4.7 wird verwiesen,
sowie auf das Einzugsgebiet des Industriestandortes Schweinfurt mit hohem Energiebedarf.

zu 4.
Der Hinweis wird berticksichtigt und die Ausgleichsflache in der Ubersichtskarte dargestellt.

zu 5.
Der Hinweis wird bertcksichtigt und der Bebauungsplan Holzhausen | grau dargestellt. Die Zu-
ordnung der CEF Flachen fur das Vorhaben werden auf dem Flurstiick 2258 konkretisiert.

Zu 6.
Der Hinweis wird bertcksichtigt, der Mal3stab wird einheitlich auf 1:2000 dargestellit.

Zu’.
Der Hinweis wird bertcksichtigt, die Eingriinungsflachen werden bemalft.

zu 8.
Der Hinweis wird berticksichtigt und die Planzeichnung korrigiert.

zZu 9.
Innerhalb der Ausgleichsflachen befindet sich keine Strichellinie, ggf. liegen bei der , T- Line“ die
die Symbole eng nebeneinander.

Landratsamt Schweinfurt, Umweltamt, Naturschutz — 09.01.2024

ENP
Die Gemeinde Dittelbrunn plant die Ausweisung eines weiteren Sondergebietes mit der Zweck-
bestimmung "Photovoltaik- Freiflachenanlage" auf ca. 12,5 ha grofRen, bisher landwirtschaftlich
genutzten Flachen in der freien Landschaft ca. 1 km westlich von Pfandhausen. Zusammen mit
den geplanten PV-Anlagen nordwestlich von Pfandhausen und westlich von Holzhausen sollen
damit insgesamt 97 ha entsprechend genutzt werden.

Gemal dem Schreiben der Obersten Baubehdrde am Bayerischen Staatsministeriums des In-
nern vom 19.11.2009 sollen bei der Planung von Freifeld - Photovoltaikanlagen (PV) die Ziele
der Raumordnung bzw. insbesondere die Ziele und Grundsatze gemal Kapitel B VI des Lan-
desentwicklungsprogramms (LEP) beachtet werden. Danach sollen u.a. weithin einsehbare
Landschaftsteile wie landschaftspragende Hohenriicken, Kuppen und Hanglagen von einer Be-
bauung freigehalten werden. Grundsatzlich ist eine Anbindung geplanter PV - Anlagen an ge-
eignete Siedlungseinheiten oder die Wahl eines Standortes mit Vorbelastungen des Land-
schaftsbildes anzustreben.



15

Beide Kriterien werden in diesem Fall nicht erfullt. Gemal des o. g. Schreibens, Punkt 2.1.3 ist
ein von Siedlungseinheiten abgesetzter Standort ohne Vorbelastungen mit den Zielen des LEP
nur dann vereinbar, wenn

1. geeignete angebundene oder vorbelastete Standorte (nachweislich als Ergebnis einer
nicht von Eigentumsverhaltnissen abhangigen Alternativenprifung) nicht vorhanden
sind, und

2. der jeweilige Standort im Einzelfall sonstige Belange nicht beeintréachtigt. In diesem Zu-
sammenhang wird gemaf3 Anlage des o. g. Schreibens die Errichtung von PV-Anlagen
u. a. in weithin einsehbaren Landschaftsteilen (s.0. Absatz 2, Satz 2) als Ausschlusskri-
terium aufgefinhrt.

Wie in der vorgelegten Begruindung auf den Seiten 6 und 7 zitiert, soll bei der Errichtung von
Freiland-Photovoltaikanlagen gemaR den Grundsatzen B 5.1.1 und 5.1.2 des Regionalplans
u.a. eine Beeintrachtigung des Landschaftsbhildes soweit wie moglich vermieden werden. Die
Anlagen sollen rdumlich konzentriert werden.

Eine rGumliche Konzentration der PV-Anlagen ist im Hinblick auf die 0.g. Ausweisung grol3fla-
chiger Anlagen nordwestlich von Pfandhausen und westlich von Holzhausen nicht gegeben.
Der geplante Standort der Anlage befindet sich in exponierter Lage im Bereich der Holzhausner
Hohe, einer landschaftspragenden Kuppe. Teilflachen der Anlage werden aus verschiedenen
Himmelsrichtungen sichtbar sein. Insbesondere das 6stliche Teilareal auf den Grundstticken,
FI.Nrn. 397 und 398 der Gemarkung Pfandhausen, weist eine stark exponierte Hohenlage auf.
Bezogen auf diese Teilflache sind durch die Einsehbarkeit besonders aus Richtung Osten, von
ca. 1 km entfernten erholungsrelevanten Standorten erhebliche Beeintrachtigungen des Land-
schaftsbildes zu erwarten.

Die anderslautende Aussage auf Seite 11, 1. Absatz der Begriindung, dass keine ausgepragten
Kuppen betroffen seien, ist daher zum Teil nicht zutreffend und zu differenzieren. Aussagen
hinsichtlich der Prifung von Alternativen sind in der Begriindung zudem zu erganzen. Zur Ver-
meidung der zu erwartenden negativen Wirkungen fur das Landschaftsbild wird dringend emp-
fohlen, die Einbeziehung der FI.Nrn. 397 und 398 zu tUberdenken bzw. diese Grundstiicke aus
dem Geltungsbereich herauszunehmen.

Die Bedenken hinsichtlich nachhaltiger Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes bzw. einer
unzureichenden Einbindung in die umgebende Landschaft kdnnen aus der Sicht der unteren
Naturschutzbehdrde ggf. zurtickgestellt werden. Voraussetzung hierfir ist zumindest die Ge-
wabhrleistung einer ausreichend wirksamen Randeingrinung entlang der Grenze des Geltungs-
bereiches zur freien Landschaft. Dazu ist am Nordost- und am Sidostrand der FI.Nrn. 397 und
398 und am Sudostrand der FI.Nr. 393 ein mindestens 10 m breiter Grinstreifen fur eine 6-7-
reihige Landschaftshecke vorzusehen.

Gemal} dem Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP) sind die Auswir-
kungen fur den Artenschutz vertretbar und im notwendigen Umfang zu kompensieren. Im Rah-
men des Bebauungsplans sind ausreichend wirksame artenschutzrechtliche Vermeidungs- und
KompensationsmalRnahmen fir betroffene Tierarten im Plan vorzusehen.

In der Auflistung der im Geltungsbereich liegenden Grundstiicke unter Punkt 2, Satz 1 der Be-
grindung und unter Punkt 1.1, Abs. 1 des Gutachtens zur saP wurde das Uberplante Grund-
stuck, FI.Nr. 1222 der Gemarkung Pfandhausen, nicht aufgefiihrt. Die Auflistung oder die Plan-
darstellung ist zu korrigieren.
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Die am Siudrand des Grundstticks, FI.Nr. 1222 der Gemarkung Pfandhausen, dargestellte Aus-
gleichsflache umfasst zum Teil ein bereits 6kologisch wertvolles, gesetzlich geschitztes Feld-
geholz (zum Teil amtlich kartiertes Biotop), das nicht als Ausgleichsflache anerkannt werden
kann. Die Darstellung ist entsprechend, z. B. durch eine Zuriicknahme der Sondergebietsgren-
ze an den Rand der landwirtschaftlichen Nutzflache zu korrigieren.

Hinweis

Im Hinblick auf die gemaf Punkt 6 Absatz 2 der Begrindung geplante Kabelverlegung vom
Solarpark zum Einspeisepunkt wird darauf hingewiesen, dass die betreffende Planung mit der
zustandigen unteren Naturschutzbehdrde abzustimmen ist. Die Planunterlagen sind im Hinblick
auf die erforderliche Genehmigung geman der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung friihzei-
tig vorzulegen.

Abwagung FNP

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Aufgrund der Art und Gr63e des Vorhabens
wird eine gewisse Sichtbarkeit nicht vollstandig ausgeschlossen werden kénnen. Aufgrund der
leichten Hangneigung ist das Vorhaben jedoch von Osten und Westen aus betrachtet gut durch
eine Hecke abschirmbar. Stdlich und nérdlich liegen Waldflachen, die das Vorhaben abschir-
men.

Die Kuppe selbst weist eine geringe Fernwirkung auf, daher kann mit den gewahlten Eingri-
nungsmaflnahme das Vorhaben in die Landschaft eingebunden werden, daher wird an den
FI.Nr. 397 und 398 festgehalten. Die Erweiterung der Eingriinung auf der Nordostseite der
FI.Nr. Nr. 398 und 397 wird gem. den Hinweisen der UNB berlcksichtigt. Da diese Eingriinung
die westlich liegende Flache FI.Nr. 393 mit abschirmt, besteht hier keine Fernwirkung. Der ge-
plante Grinstreifen weist bereits eine Breite von 7 m auf.

Es wird noch darauf hin gewiesen, dass durch eine raumliche Konzentration, die Sichtbarkeit
derartiger Vorhaben, wie geplant noch deutlicher wird.

Die Flurnummer 1222 wird in der saP erganzt.

Die Kabeltrasse wird mit der UNB abgestimmt.

BP

Im Hinblick auf die Genehmigungsfahigkeit der geplanten Freifeldphotovoltaikanlage an dem
geplanten Standort wird auf die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehérde zur 17. Ande-
rung des Flachennutzungsplans vom 09.01.2024 verwiesen.

Mit dem Bau der geplanten Anlage mit einer Gré3e von ca. 12,5 ha vollzieht sich ein erhebli-
cher und nachhaltiger Eingriff in Natur und Landschaft i.S. von § 14 Abs. 1.BNatSchG.

Uber die im Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Priifung (saP) dargestellten kunfti-
gen Auswirkungen des Vorhabens auf geschitzte Tierarten hinaus, ist ein weiterer erheblicher
Verlust an Nahrungslebensraum fir Greifvogelarten wie Rotmilan, Wiesenweihe und M&ause-
bussard in dem Uberplanten Gebiet zu erwarten. Im Jahr 2021 wurden drei Brutpaare der Wie-
senweihe in einer Entfernung von jeweils weniger als 100 m zu der geplanten Photovoltaikanla-
ge festgestellt. Fur die Wiesenweihe als Art, die heute vorwiegend in Ackerflachen brtet, ist mit
der Realisierung des Vorhabens auch ein Teilverlust von potenziellem Brutlebensraum verbun-
den.



17

Daruiber hinaus fuhrt die geplante Nutzung des Offenlandgebietes mit randlichen Hecken, Feld-
geholzen und Wald durch den Bau eines als Barriere wirkenden Zauns trotz der vorgesehenen
MalRnahmen zur Eingriffsminimierung zu erheblichen Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes,
da tierbkologische Wechselbeziehungen nachhaltig beeintrachtigt werden.

Der Vorentwurf enthalt aus der Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege noch Uber-
arbeitungsbedarf. Die folgenden Punkte sind aus unserer Sicht bei der erforderlichen Plantber-
arbeitung verbindlich zu beachten:

1.

In der Auflistung der im Geltungsbereich liegenden Grundstiicke unter Punkt 2, Satz 1 der
Begriindung und unter Punkt 1.1, Abs. 1 des Gutachtens zur saP wurde das Uberplante
Grundstuck, Fl. Nr. 1222 der Gemarkung Pfandhausen, nicht aufgefiihrt. Die Auflistung oder
die Plandarstellung ist zu korrigieren.

Die am Siudrand des Grundstticks, FI.Nr. 1222 der Gemarkung Pfandhausen, dargestellte
Ausgleichsflache umfasst zum Teil ein bereits 6kologisch wertvolles, gesetzlich geschitztes
Feldgehdlz, das nicht als Ausgleichsflache anerkannt werden kann (s. Anlage - Flurkarte mit
Luftbild und Biotopkartierung). Die im Jahr 1986 durchgefiihrte amtliche Biotopkartierung ist
seinerzeit in analoger bzw. nicht digitaler Technik erfolgt. Sie gibt die aktuell existierenden
Biotopflachen in ihrer Lage und Grol3e daher nicht exakt und zuverlassig wieder. Wie im
Luftbild erkennbar ist, erstreckt sich das Feldgehdlz uber die kartierte Biotopflache hinaus in
nordliche Richtung. Die Darstellung ist entsprechend, z. B. durch eine Zuriicknahme der
Geltungsbereichsgrenze an den Rand der landwirtschaftlichen Nutzflache zu korrigieren (s.
Anlage). Alternativ kann die betreffende Teilflache des Feldgeholzes im Plan als zu erhal-
tende Biotopflache dargestellt werden. Die wegfallende Teilflache der betreffenden darge-
stellten Ausgleichsflache - MaRnahme 1 - ist an anderer Stelle zu kompensieren.

Die nicht ideale Lage der artenschutzrechtlichen Ausgleichsflachen fur den Verlust der Feld-
lerchenreviere in einer Entfernung von 2 bis 3 km zum Eingriffsort wird unter Zurtickstellung
von Bedenken akzeptiert.

Die Anlage von Streifen mit Luzerne bzw. Luzernegras sowie die Ansaat von Luzerne ge-
mal Ziffer 4.3 der Festsetzungen, unter der Aufzdhlung der umzusetzenden MafRnahmen
stellt jeweils keine fur die Lebensraumanspriche der Feldlerche giinstige Ma3nahme dar.
Die Anlage von Luzerneflachen entspricht nicht den im Anhang des Gutachtens zur saP,
Punkt 7.2 genannten Empfehlungen des Umweltministeriums fiir den CEF-Ausgleich fur
Feldlerchenreviere. Die Luzerne bildet im Gegensatz zu den dort genannten Vorgaben eine
hochwichsige Vegetation aus. Zudem ist im Luzerneanbau gemaf der Ublichen Praxis die
erste Mahd i.d.R. etwa Mitte Mai zu erwarten, also wahrend der Brutzeit der Feldlerche. Bei
einer spateren Mahd ab dem 01.07. ist der Aufwuchs landwirtschaftlich nicht mehr verwert-
bar. Statt des Anbaues von Luzerne sind daher MalRnahmen gemaf Punkt 7.2 des Gutach-
tens zur-saP vorzusehen. Die Konzeption ist entsprechend zu andern.

Unter Ziffer 4.3 ist u.a. die Ansaat einer blitenreichen Saatgutmischung als MaRhahme auf-
gefuhrt. Die Angabe "nicht zu hochwiichsig" ist gemaf3 Punkt 7.2 des Gutachtens zur saP,
2.1.1 zu BlUh- und Brachestreifen, Punkt 1 durch die Angabe "niedrigwichsig" zu ersetzen.
Da der Zeitpunkt eines gemaR Satz 2 dieser Festsetzung zulassigen Schrépfschnitts vo-
raussichtlich in die Brutzeit fallen wirde, ist vor dem Schropfschnitt durch eine qualifizierte
Fachkraft eine Kontrolle der Bluhflache auf Bruten von Feldlerchen oder anderen Bodenbri-
tern durchzufuhren. Das Ergebnis der Kontrolle ist uns umgehend mitzuteilen. Sofern eine
Brut festgestellt wird, darf die Mahd erst nach dem Ausfliegen der Jungvdgel durchgefihrt
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werden. Alternativ kann der Schropfschnitt ab dem 01.07., nach der Hauptbrut- und auf-
zuchtzeit, zugelassen werden. Eine entsprechende Vorgabe ist zu ergéanzen.

Bezuglich der Aussagen unter Ziffer 4.1, Absatz 2 (bzw. Seite 20, Abs. 2 der Begriindung
und Seite 23 des Gutachtens zur saP) zu Baumfallungs- und Berdumungsmafnahmen ist
festzustellen, dass innerhalb des Geltungsbereiches mit Ausnahme des stdlichen Randbe-
reiches (s. Nr. 2 der Stellungnahme) keine Gehdolzstrukturen im tberplanten Gebiet liegen.
Gleichzeitig ist zu beachten, dass die, an den Geltungsbereich angrenzenden Feldgehdlze
und Hecken gesetzlich geschitzte Biotope bzw. Landschaftsbestandteile geman Art. 16
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 BayNatSchG darstellen. Eingriffe in solche Geholzbestande sind grund-
satzlich verboten. Sofern die Nutzung von angrenzenden Wegen im Rahmen der Realisie-
rung der Anlage aufgrund der Heckenausbreitung eingeschrankt ist, sind fachgerechte be-
standserhaltende Ruickschnittsmal3nahmen zulassig. Sofern dafur Bedarf besteht, sollen
entsprechende Maflinahmen mit der unteren Naturschutzbehérde abgestimmt werden. Es
wird gebeten, die Ziffer 4.1 Abs. 2 um eine entsprechende Aussage zu erganzen.

Die Bedenken hinsichtlich nachhaltiger Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes bzw. ei-
ner unzureichenden Einbindung in die umgebende Landschaft konnen aus der Sicht der un-
teren Naturschutzbehorde ggf. zurtickgestellt werden. Voraussetzung hierfr ist zumindest
die Gewahrleistung einer ausreichend wirksamen Randeingriinung entlang der Grenze des
Geltungsbereiches zur freien Landschaft. Dazu ist im Bereich des besonders exponierten
Teilareals, am Nordost- und am Sudostrand der FI.Nrn. 397 und 398 und am Siudostrand
der FI.Nr. 393 ein mindestens 10 m breiter Grinstreifen fiir eine 6-7-reihige Landschaftshe-
cke vorzusehen. Ein Pflanzschema fir eine solche Hecke mit unterschiedlich grof3en, buch-
tenartigen Lucken am Aul3enrand ist zu ergénzen.

Die Grunstreifen fur Heckenpflanzungen mit Sdumen entlang der sonstigen R&nder des
Gebietes sind plangemal mit einer Mindestbreite von 8 m festzulegen:

An den Gebietsrandern, die i.d.R. aufgrund vorhandener, benachbarter Geholzstrukturen
nicht. oder kaum einsehbar sein werden, kann gemaR dem Vorentwurf auf eine randliche
Heckenpflanzung verzichtet werden.

Die Bemaf3ung der Grinstreifen ist zu erganzen. Dabei sind die 0.g. Anderungen zu be-
ricksichtigen.

Unter Ziffer 4.2 zu den MalRBhahmen 2 und 3 soll zur besseren Nachvollziehbarkeit jeweils
auf das zugehdrige Pflanzschema verwiesen werden.

Im Planteil ist keine Flache fur die AusgleichsmafRnahme 4 gemal Ziffer 4.2 — extensive
Griunlandnutzung mit friihester Mahd ab Ende August - vorgesehen. Aufgrund des, hinsicht-
lich der anzustrebenden Artenvielfalt kontraproduktiven ersten Mahzeitpunktes und des ge-
ringen Okologischen Entwicklungspotenzials entspricht diese Malinahme zudem nicht den
Anforderungen fur die Anerkennung als Ausgleichsmafinahme. Die Mal3nahme 4 soll daher
gestrichen werden.

Der im Hinblick auf die anzustrebende Artenvielfalt, die Férderung der Wiesenkrauter und
die landwirtschaftliche Verwertbarkeit zu spat terminierte friheste M&hzeitpunkt "15.07." un-
ter Ziffer4.4, Satz 3 ist durch den "15.06." zu ersetzen.

Im Interesse einer eindeutigen, gut nachvollziehbaren Regelung soll unter der Festsetzung
C.3 erganzt werden, dass die Einfriedung gemaf Darstellung im Plan und in der Schemas-
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kizze jeweils an der Grenze zwischen dem Sondergebiet und dem nach auf3en angrenzen-
den Grinstreifen anzuordnen ist.

12. Die fachgerechte Ausfiihrung der naturschutzrechtlichen Ausgleichsmafinahmen ist der
unteren Naturschutzbehorde nachzuweisen. Fir die Pflegemal3nahmen und die Arten-
schutzmalnahmen soll ein jahrlicher Nachweis bis spatestens zum Jahresende vorgelegt
werden. Es wird gebeten, eine entsprechende Festsetzung zu erganzen.

13. Gemal der aktuell geltenden Rechtslage stellen auf den Ausgleichsflachen angelegte Le-
bensraume wie Hecken und Feldgehélze geschitzte Landschaftsbestandteile im Sinn von
Art. 16 Abs. 1 BayNatSchG dar. Deren Schutz bzw. die Verpflichtung zum Erhalt gilt auch
uber die Betriebsdauer der Photovoltaikanlage hinaus. Die Aussagen unter Ziffer B.1.2 der
Textfestsetzungen und unter Nr. D.4 der Hinweise sind daher diesbezuglich zu differenzie-
ren.

14. Die Auswahl der Baumarten fir die Pflanzungen auf den Ausgleichsflachen ist um die Art -
Speierling (Sorbus domestica) zu erganzen.

15. Der Standort geplanter Gebaude sollte im Plan erganzt werden. Zudem ist die Gestaltungs-
vorgabe fir das Gebaude unter Ziffer C.2 durch eine Vorgabe einer nicht glanzenden Dach-
eindeckung in rotbrauner oder brauner Farbgebung zu erganzen.

Hinweis

Im Hinblick auf die geméaR Punkt 6 Absatz 2 der Begriindung geplante Kabelverlegung vom
Solarpark zum Einspeisepunkt wird darauf hingewiesen, dass die betreffende Planung mit der
zustandigen unteren Naturschutzbehdrde abzustimmen ist. Die Planunterlagen sind im Hinblick
auf die erforderliche Genehmigung geman der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung friihzei-
tig vorzulegen.

Abwéagung BP
zul

Die Flurnummer 1222 wird in der saP erganzt.

Zu 2.
Die Hinweise werden bericksichtigt und der Geltungsbereich auRerhalb des biotopkartierten
Gehdlzes (einschliel3lich der seit der Kartierung gewonnen Erweiterung).

Zu 3.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, fiir den Feldlerchenausgleich stehen ausrei-
chend CEF — Flachen zur Verfugung. Die CEF — Flachen dienen dariiber hinaus auch dem
Feldhamster. Fur den Feldhamster geeignete CEF-Flachen sind auch fur die Feldlerche geeig-
net. Der Schnittzeitpunkt fur die Luzerne liegt zwischen den beiden Brutperioden (Anfang bis
Mitte Mai) der Feldlerche.

Zu4
Die Hinweise werden bericksichtigt und die Festsetzung unter B 4.3 korrigiert (niedrigwtichsig,
Schropfschnitt erst ab dem 01.07).

Zub
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, sofern tatsachlich ein Gehdlzschnitt erforderlich
werden sollte wird dieser mit der UNB abgestimmit.
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Zu 6.

Zu den Beeintrachtigungen wurde in der Abwagung zum FNP bereits eingegangen.

Die Erweiterung der Eingriinung auf der Nordostseite der FINr. Nr. 398 und 397 wird gem. den
Hinweisen der UNB berucksichtigt. Da diese Eingriinung die westlich liegende Flache FI.Nr.
393 mit abschirmt, besteht hier keine Fernwirkung. Der geplante Grunstreifen weist bereits eine
Breite von 7 m auf.

Zu.
Die Hinweise werden beriicksichtigt und die Eingriinungsflachen bemal3t.

Zu 8.
Im Planblatt wird bei den Pflanzschemata auf die jeweilige Ma3nahmen bereits hingewiesen.

Zu 9.
Die Hinweise werden berticksichtigt und die MaRnahme 4 gestrichen.

Zu 10.
Die Hinweise werden bericksichtigt und der Mahdtermin geandert.

Zu 11.
Zur Klarstellung der Lage des Zaunes wird in der Festsetzung 3.1 erganzt, dass der Zaun au-
Rerhalb der Baugrenzen aber innerhalb Sondergebiets liegen soll.

Zu 12,
Die Hinweise werden bericksichtigt und unter B 4.2 bzw. B 4.3 erganzt (jahrlicher Nachweis zur
Ausfihrung von Pflege — und Artenschutzmaf3nahmen).

Zu 13.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Aufgrund des Zeitraumes des Vorhabens wird
davon ausgegangen, dass die Eingriinung nicht die Wertigkeit erreicht, um nach Art. 16 Abs. 1
BayNatSchG eingestuft zu werden.

Zu 14.
Die Hinweise werden bericksichtigt und die Gehdlzliste um den Speierling erweitert.

Zu 15.
Bei dem Vorhaben handelt sich um ein Regelverfahren, die konkrete Planung des Vorhabens
erfolgt zum Bauantrag.

Die Kabeltrasse wird mit der UNB abgestimmt.

Landratsamt Schweinfurt, Denkmalschutz — 21.11.2023

Aus Sicht der Unteren Denkmalschutzbehorde werden keine Einwande erhoben, da sich It.
Denkmal-Atlas Bayern keine bekannten Bau- oder Bodendenkmaler in der Nahe der maf3gebli-
chen Flachen befinden.

Es wird jedoch empfohlen — falls noch nicht geschehen — das Bayer. Landesamt flir Denkmal-
pflege am Verfahren zu beteiligen, da evtl. noch Vermutungsbereiche (Bodendenkmalpflege)
existieren konnten.
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Abwagung
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen das Bayerische Landesamt wurde am Verfahren

beteiligt.

Bayerisches Landesamt fur Denkmalpflege — 07.12.2023

Bodendenkmalpflegerische Belange:

Innerhalb der Uberplanten Flache konnte das Landesamt fir Denkmalpflege auf der Flurnr. 397
Gemarkung Pfandhausen im Luftbild mehrere sehr aufféllige Strukturen (Kreisgrabenanlagen,
Rechteck) feststellen, die darauf hindeuten, dass sich in der Flache bisher nicht bekannte Bo-
dendenkmaéler befinden. Bei den festgestellten Kreisstrukturen kdnnte es sich um verebnete
Grabhigel handeln. Deshalb sind in einer Teilflache des Geltungsbereichs des Bebauungspla-
nes weitere Bodendenkmaler zu vermuten.

Bodendenkmaler sind gem. Art. 1 BayDSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor Ort zu erhalten.
Der ungestorte Erhalt dieser Denkmaler vor Ort besitzt aus Sicht des Bayerischen Landesamts
fur Denkmalpflege Prioritat. Weitere Planungsschritte sollten diesen Aspekt bereits bertcksich-
tigen und Bodeneingriffe auf das unabweisbar notwendige Mindestmal? beschranken.

Eine Orientierungshilfe bietet der offentlich unter http://www.denkmal.bayern.de zugéngliche
Bayerische Denkmal-Atlas. Dartiber hinaus stehen die digitalen Denkmaldaten fir Fachanwen-
der als Web Map Service (WMS) zur Verfligung und kénnen so in lokale Geoinformationssys-
teme eingebunden werden. Die URL dieses Geowebdienstes lautet:
https://geoservices.bayern.de/wms/vl/ogc_denkmal.cqi

Bitte beachten Sie, dass es sich bei 0.g. URL nicht um eine Internetseite handelt, sondern um
eine Schnittstelle, die den Einsatz entsprechender Software erfordert.

Es ist erforderlich, die Hinweise auf mogliche Bodendenkmaéler in den Bebauungsplan zu uber-
nehmen, in der Begriindung aufzufihren sowie auf die besonderen Schutzbestimmungen hin-
zuweisen (gem. 8§ 9 Abs. 6 BauGB).

Wir bitten Sie folgenden Text in die textlichen Hinweise auf dem Lageplan und ggf. in den
Umweltbericht zu Gbernehmen:

Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und hier nur
innerhalb der Flurnr. 397 ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1
BayDSchG notwendig, die in einem eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der zustandi-
gen Unteren Denkmalschutzbehérde zu beantragen ist.

Bitte beachten Sie die folgenden Hinweise:

Unter Umstanden kann die Errichtung von Freiflachen-Photovoltaik-Anlagen aus denkmalfachli-
cher Sicht zu einer besseren Erhaltung der Bodendenkmalsubstanz beitragen (vgl.
https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/25 rundschreiben_freiflaeche
n-photovoltaik.pdf). Fir die fachliche Beurteilung kdnnen im Einzelfall weiterfihrende Prospek-
tionsaufnahmen erforderlich werden (z.B. arch&ologische Sondagen, geophysikalische Unter-
suchung). Abhangig von den Ergebnissen beraten die Denkmalbehdrden bei der Erarbeitung
alternativer Planungen unter denkmalrechtlichen bzw. -fachlichen Gesichtspunkten sowie bei
der Erflllung der in der Erlaubnis geforderten Nebenbestimmungen.

Der Erteilung der Erlaubnis unter fachlichen Nebenbestimmungen kann im Zuge eines spateren
Erlaubnisverfahrens aus denkmalfachlicher Sicht nur zugestimmt werden, wenn der Antragstel-
ler nachweist, dass im Rahmen des vertraglich vereinbarten Riickbaus der Anlage die Tiefenlo-
ckerung des Bodens dauerhaft ausgeschlossen wird.



http://www.denkmal.bayern.de/
https://geoservices.bayern.de/wms/v1/ogc_denkmal.cgi
https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/25_rundschreiben_freiflaechen-photovoltaik.pdf
https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/25_rundschreiben_freiflaechen-photovoltaik.pdf

22

Soll die vorliegende Planung weiterverfolgt werden und waren die Voruntersuchungen positiv,
hat der Nachweis im Zuge des Bebauungsplanverfahrens vor abschlielRender Beschlussfas-
sung zu erfolgen.
Der Nachweis erfolgt durch die Vorlage des Durchfiihrungsvertrages oder der im Grundbuch
eingetragenen Dienstbarkeit. Wir bitten um Zustellung des Nachweises per E-Mail
(Beteiligung@blfd.bayern.de).
Kann der Antragsteller dies nicht in geeigneter Form bis zur Erteilung der Erlaubnis nachwei-
sen, ist fur alle mit dem Vorhaben verbundenen Bodeneingriffe eine vorherige archdologisch
qualifizierte Ausgrabung und Dokumentation der Gesamtflache erforderlich. In diesem Fall for-
muliert das BLfD Vorschlage fur die fachlich erforderlichen Auflagen und Hinweise in einer ge-
sonderten Stellungnahme.
Die mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern abgestimmte Rechtsauffassung des
Bayerischen Staatsministeriums fur Wissenschaft, Forschung und Kunst und des Bayerischen
Landesamts fur Denkmalpflege zur Uberplanung von (Boden-) Denkmaélern entnehmen Sie bitte
unserer Homepage:
https://www.blfd.bayern.de/mam/information _und_service/fachanwender/rechtliche grundlagen
uberplanung_bodendenkmaler.pdf (Rechtliche Grundlagen bei der Uberplanung von Boden-
denkmalern).
In Umsetzung der Rechtsprechung des Bayerischen Verfassungsgerichtshof (Entscheidung
vom 22. Juli 2008, Az.: Vf. 11-VII-07, juris / NVwZ 2008, 1234-1236 [bestatigt durch die nach-
gehenden Beschlisse des Bundesverfassungsgerichts vom 4. November 2008, Az.: 1 BvVR
2296/08 & 1 BVR 2351/08, n. v.]) wird dringend angeregt, aus stadtebaulichen Griinden geeig-
nete Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB (z. B. nach Nummern 2, 9, 10, 11, 15, 20 [Boden-
denkmal als ,Archiv des Bodens®]) vorzunehmen.

Die Untere Denkmalschutzbehdrde erhélt dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um Kennt-
nisnahme. Fir allgemeine Ruckfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung
stehen wir selbstverstandlich gerne zur Verfigung.

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege
betreffen, richten Sie ggf. direkt an den fir Sie zustandigen Gebietsreferenten der Praktischen
Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).

Abwagung
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und Plan (Bebauungsplan Hinweise Nr. 2 und
Begrindung erganzt.

Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung — 19.12.2023

Das Amt fr Digitalisierung, Breitband und Vermessung Schweinfurt hat als beteiligter Trager
offentlicher Belange im Rahmen seiner Zustandigkeit keine Einw&nde gegen den 0.g. Bebau-
ungsplan, in der derzeit vorliegenden Fassung, vorzubringen.

Wir weisen jedoch vorsorglich darauf hin, dass die Grenzpunkte im Verfahrensgebiet nur als
Luftbildkoordinaten der Flurbereinigung, bzw. teilweise auch nur graphisch, vorliegen und des-
halb nur eine geringe Genauigkeit haben. Vermessungsantrage, z.B. zur Abtrennung der teil-
weise einbezogenen Flurstiicke oder zur Grenzwiederherstellung, liegen uns im Bereich des
Verfahrensgebietes derzeit nicht vor.

Abwagung
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.


mailto:Beteiligung@blfd.bayern.de
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überplanung_bodendenkmäler.pdf
http://www.blfd.bayern.de/
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Regierung von Oberfranken, Bergamt — 08.12.2023

An das Planvorhaben schliel3t die im Regionalplan Main-Rhén (3) ausgewiesene Vorrangflache
CA 2 "Kalkstein Nérdlich Holzhausen™" an. Bei betrieblichen Tatigkeiten in der Vorrangflache
sowie widrigen Witterungsverhaltnissen kdnnen bestimmte temporare Immissionseinwirkungen
(Staub, Erschitterungen) nicht ganzlich ausgeschlossen werden. Auf die Duldung dieser Ein-
wirkungen ist hinzuweisen.

Abwagung
Die Hinweise sind unter Hinweise Nr. 8 im Planblatt bertcksichtigt.

Amt fur Ernédhrung, Landwirtschaft und Forsten — 18.12.2023 / 20.12.2023

Landwirtschaftliche Stellungnahme — 18.12.2023

Bewirtschatfter, der betroffenen Grundstiicke, sollten mdglichst friihzeitig auf den Flachenverlust
hingewiesen werden. Inwieweit noch langerfristige Pachtvertrage mit Anspruch auf Pachtaufhe-
bungsentschadigung bestehen, ist dem Amt nicht bekannt, sollte aber geklart werden.

Flachenverlust und Bodenqualitat:

Es wird hier ertragsfahiges Ackerland tberplant. Mit Grund und Boden soll sparsam und scho-
nend umgegangen werden; zur Verringerung der zusatzlichen Inanspruchnahme von Flachen
sind die Mdglichkeiten einer Wiedernutzbarmachung von Flachen, Nachverdichtung und andere
MalRnahmen der Innenentwicklung zu nutzen; landwirtschaftlich genutzte Flachen sollen nur im
notwendigen Umfang umgenutzt werden (Bodenschutzklausel, § 1aAbs. 2 BauGB).

ErschlieBung:
Sofern die Kabeltrasse flr die Einspeisung Uber/durch landwirtschaftliche Flachen gefihrt wird,
ist die Planung mit dem Amt fir Ernéhrung, Landwirtschaft und Forsten abzustimmen.

Ausgleichsflachen und Ausgleichsmalinahmen:

Durch die Umwandlung von Ackerflachen in extensiv genutzte und gepflegte Wiesenflachen im
Bereich der kiinftigen Modulflache entstehen neue, nahrstoffarmere Lebensraume fur Fauna
und Flora. Innerhalb der eingezaunten Modulflache stehen bodenbriitenden Vogelarten kiinftig
Bereiche zur Verfugung, die durch die Einzaunung einen gewissen Schutz vor Fressfeinden
und Stdérungen (z. B. durch Hunde oder Spazierganger) bieten. Die Qualitat der bestehenden
Lebensraumtypen ist aus naturschutzfachlicher Sicht als gering bis mittel zu bezeichnen, die
kunftig vorgesehene Nutzungsform (magere Wiesenflache zwischen den Modulen, Randein-
grunungen) lasst die Entwicklung von Lebensraumen mit mittlerer Bedeutung fir Flora und
Fauna zu. Es wird mit Ausnahme der Anlage von Fahrwegen und notwendig werdenden Ge-
bauden (Trafostationen) ein Grof3teil der Bodenflache des Geltungsbereiches nicht verandert.
Nur die Modulstiitzen werden im Boden verankert. Es werden somit nur in sehr geringem Um-
fang Flachen dauerhaft versiegelt. Die naturliche Bodenschichtung bleibt erhalten, der Mutter-
boden wird geschont. Derzeit werden die Flachen nahezu ausschlief3lich als Ackerland genutzt.
Nach Biotopwertliste der BayKompV sind intensiv genutzte Ackerflachen mit 2 WP zu bewerten.
Die nach Errichtung der Anlage vollstandig versiegelten Flachen sind nach Biotopwertliste der
BayKompV mit 0 Wertpunkten zu bewerten. Die Ubrigen Flachen, ,extensiv genutzte und ge-
pflegte Wiesenflachen® — diese sind der weit Giberwiegende Teil des Plangebietes - sind nach
Biotopwertliste der BayKompV mindestens mit 6 WP zu bewerten, so dass sich durch die Er-
richtung der FF-PVA insgesamt eine Aufwertung ergeben dirfte; weitere AusgleichsmalRnah-
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men sind bei An-wendung der BayKompV daher nicht erforderlich, was aus landwirtschatftlich-
fachlicher Sicht zu begrufen ware.

Eine FF-PVA stellt unzweifelhaft einen Eingriff in das Landschaftsbild dar; bei einer Anlage die-
ser GroRRenordnung ist es allerdings unmaglich, den Eingriff auszugleichen. Es sollte daher erst
gar nicht der Versuch unternommen und die geplante Pflanzung naturnaher Heckenstrukturen
unterlassen werden — zumal nicht auszuschlief3en ist, dass sich schutzwirdige Biotopstrukturen
entwickeln, die nicht mehr rickbaubar sind. Damit wirde die Flache der Landwirtschaft dauer-
haft verloren gehen und kdnnte nach Ende der Nutzungsdauer des Solarparks nicht mehr land-
wirtschaftlich genutzt werden.

Ein artenschutzrechtlicher Ausgleich ist nur erforderlich bei Nachweis der betroffenen Arten.
Grundsatzlich sollte im Uberplanten Bereich, nach erfolgter Bebauung, ein Monitoring erfolgen
wobei eine Wiederansiedlung der Arten gepruft werden sollte. Bei erfolgreichem Vorkommen
entsprechender Arten ist der artenschutzrechtliche Ausgleich anzupassen. Bei fehlender An-
passung wirden AusgleichsmaRnahmen dauerhaft zu einer Uberkompensation fiihren. Mit
Grund und Boden ist sparsam umzugehen.

Wir bitten hier die Gemeinde Dittelbrunn ihre Planung zu andern.

Freiflachen-Photovoltaikanlagen:

Die Nutzung des Sondergebietes ,Freiflachenphotovoltaik Pfandhausen Il ist nur, solange die
Stromerzeugung aufrechterhalten wird, zulassig. Wird die Stromerzeugung dauerhaft aufgege-
ben, so ist spéatestens 1 Jahr danach die Anlage vollstandig zurtickzubauen. Nach Beendigung
der Nutzung als Photovoltaik-Freiflachenanlage ist eine uneingeschrankte landwirtschaftliche
Nutzung der Flache sicher zu stellen. Eine entsprechende Rickbauverpflichtung und diesbe-
zugliche dingliche Absicherung sind sicherzustellen. Dasselbe gilt fir die Ausgleichsflachen,
sowie artenschutzrechtliche Kompensationsmafinahmen.

Bodenveréanderungen:

Eingriffe in Boden sind, soweit moglich zu vermeiden bzw. minimieren. Der Boden soll nach
Abschluss der BaumalRnahme und der Rekultivierung moglichst vollstéandig wiederhergestellt
werden und seine natirlichen Bodenfunktionen nach § 2 BBodSchG wahrnehmen kénnen.

Angrenzende landwirtschaftliche Flachen:

Die geplanten Pflanzmaflinahmen dirfen angrenzende landwirtschaftliche Nutzflachen nicht
beeintrachtigen. Regelmagige Pflege (Rickschnitt) der Anpflanzungen ist durch den Bauherrn
sicher zu stellen.

Er muss sichergestellt sein, dass die ortsubliche Bewirtschaftung angrenzender landwirtschatftli-
cher Nutzflachen uneingeschrankt fortgefiihrt werden kann. Staub-/Larm-/Geruchsentwicklungen
bei landwirtschatftlicher Bewirtschaftung sind hinzunehmen.

Bestehende Drainiagesysteme sind zu erhalten, bzw. wieder her zu stellen.

Wege:
Die bestehenden Wege miussen fir die Landwirtschaft weiterhin uneingeschrankt nutzbar sein.

Von Seiten des Amtes fiur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten Schweinfurt bestehen grund-
satzlich keine weiteren Einwénde gegen die vorgelegte Planung.

Bei Veroffentlichung unseres Schreibens bitten wir Sie die Grundsatze des Datenschutzes zu
beachten. Damit ist die Veroffentlichung personenbezogener Daten, hier der Namen und Kon-
taktdaten der Sachbearbeiter/-innen der jeweiligen Behdrden als Ersteller umweltbezogener
Stellungnahmen, nicht erforderlich, um die Zwecke der Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3
BauGB zu erfillen. Die personenbezogenen Daten der Sachbearbeiter/-innen missen daher
vor der Veroffentlichung der Stellungnahmen im Rahmen der Auslegung geschwérzt bzw. an-
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derweitig entfernt werden. Ausreichend ist die Verdoffentlichung des Wortlauts der jeweiligen
behordlichen Stellungnahmen, um problematische umweltbezogene Gesichtspunkte der Pla-
nung offenzulegen, sowie zur Zuordnung die Bezeichnung der jeweiligen Behdrde. Ein Aus-
kunftsrecht des Blrgers beim Sachbearbeiter/bei der Sachbearbeiterin der jeweiligen Behdrde
ist nicht gegeben.

Forstfachliche Stellungnahme — 20.12.2023

Der rechtskraftige Flachennutzungsplan der Gemeinde Dittelbrunn weist das Planungsgebiet
bislang als “Flache fur Landwirtschaft” aus.

Das Vorhaben nimmt keinen ,Wald“ im Sinne des Art. 2 des "Waldgesetzes fur Bayern — Baye-
risches Waldgesetz” (BayWaldG) in Anspruch.

Durch das unmittelbare Heranrlicken des geplanten Sondergebietes ,Freiflachenphotovoltaik
Pfandhausen II* an die Waldflachen insbesondere im Siden des Gebietes sind dennoch Wald-
belange berihrt:

Bewirtschaftung der angrenzenden Waldflachen:

Der sudlich vorgelagerte Wald selbst wird zwar grundsatzlich als stabil eingeschatzt. Eine Ge-
fahrdung der Photovoltaikanlagen durch Sturmwurf ist dennoch gegeben, da die Baumfallgefahr
durch die Folgen des Klimawandels (neuartige Schadbilder z.B. durch Pilze auch an ansonsten
stabilen Baumarten wie Kiefer und Eiche) allgemein zugenommen hat.

Die bereits im Grunordnungsplan vorgesehenen Gras-Krautsdume sind deshalb

¢ auf mindestens auf eine Baumlange (ca. 30 m) zu verbreitern und auch
¢ die vorgesehene Einzaunung des Gebietes ist um ca. 30 m vom Wald abzurticken

um eine Beschadigung von PV-Anlagen und Einzdunung durch umfallende Baume zu verhin-
dern. Dieses Abrticken wirde auch die Beschattung der PV-Anlagen durch den Aufwuchs redu-
Zieren.

Durch die Einzaunung des Sondergebietes geht eine erhebliche Flache fur die Jagdnutzung
verloren (befriedeter Bezirk). Wenn die Einzaunung um das Sondergebiet bis an den Waldrand
herangeflihrt wirde, ware die Bejagbarkeit der angrenzenden Flachen zusatzlich einge-
schrankt, da gerade die dem Wald vorgelagerten Gras-Krautsaume jagdlich besonders attraktiv
sind. Diese Waldrandflachen sollte man aber unbedingt fir eine Bejagung offen halten, um eine
Abschusserfillung zugunsten waldvertraglicher Wildbestédnde weiter mdoglich zu machen.

In jedem Fall sollte vom Betreiber der PV-Anlagen eine Haftungsausschlusserkldrung gegen-
uber den betroffenen Bewirtschaftern der angrenzenden Waldflachen gefordert werden, um
diese von eventuellen Schadenersatzforderungen flir Schaden durch umstiirzende Baume frei-
zustellen.

ErschlieBung der angrenzenden Waldflachen:

Die bestehenden Wege, vor allem auch die dem Wald vorgelagerten Anwandwege mussen fur
die Waldbewirtschaftung weiterhin uneingeschrankt nutzbar sein.

Sofern die Kabeltrasse fir die Einspeisung durch Waldflachen gefihrt wird, ist die Planung mit
dem Amt fur Ernéahrung, Landwirtschaft und Forsten abzustimmen.
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Bei Berlicksichtigung der obigen Ausfiihrungen bestehen aus forstlicher Sicht keine Einwéande
gegen die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes “Freiflachenphotovoltaik
Pfandhausen II” im Parallelverfahren zur 17. Anderung des Flachennutzungsplanes der Ge-
meinde Dittelbrunn.

Abwégung
Zu Landwirtschaft

Flachenverlust.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, auf die Begriindung unter B 4.7 wird verwiesen.
Um den Energiebedarf mit erneuerbaren Energietrager zu decken, ist der Ausbau von Freifla-
chen-Photovoltaikanlagen und Windkraftanlagen erforderlich.

ErschlieBung
Sofern die Kabeltrassierung durch landwirtschaftliche Flachen gefuhrt werden, wird das AELF
beteiligt.

Zu Ausgleichsflachen und AusgleichsmalRhahmen

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, auf die Stellungnahme der UNB vom
09.01.2024 wird verwiesen, welche eine deutlich héhere Eingriinung auf der norddstlichen und
sudwestlichen Seite fordert.

Die CEF — MalRnahmen erfolgen fiir drei nachgewiesen Feldlerchenreviere. Eine zeitliche Be-
fristung der CEF-Flachen fir diese Reviere wird in der Festsetzung erganzt.

Zu Freiflachen Photovoltaikanlagen
Die Hinweise sind unter Hinweise Nr. 4 enthalten.

Zu Bodenveranderungen
Die Hinweise sind unter Hinweise Nr. 3 und Nr. 4 enthalten.

Zu angrenzende landwirtschaftliche Flachen
Die Hinweise sind in den Festsetzungen B 4.2 und Hinweise Nr. 5 enthalten.

Zu Wege
Mit Ausnahme der FI.Nr. 391 werden keine Flurwege in Anspruch genommen. Das Flurstiick
FINr. 394 ist Uber die Flurwege im Siiden, Norden und Osten erschlossen.

Zu Forstwirtschaftliche Stellungnahme
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Vorm Vorhabentrager wird eine Haftungsver-
zichtserklarung den Waldeigentiimern angeboten.



27

Bayerischer Bauernverband — 20.12.2023

Es sollte die Notwendigkeit zumindest jedoch der Umfang von Hecken uberprift werden. He-
cken sind fur die Feldlerche wenig zutréaglich und kdnnten zu Biotopen nach Naturschutzrecht
werden, die nach Nutzungsende der Photovoltaik kaum mehr zu Acker zuriickverwandelt wer-
den kdnnen. Es wird gebeten zu prufen, ob nur zur Vermeidung von Sichtbeziehungen zum Ort
Pfandhausen der 6stliche Rand der PV Anlagen mit Hecke oder Gehélz eingegrint werden soll-
te. Ansonsten sollten nur Krautsdume angelegt werden, die ebenfalls naturschutzfachlich
hochwertig sind.

Durch die Vorgaben der Begrinung zwischen und unter den Modulen kann unseres Erachtens
der Faktor des Ausgleichsbedarfs in der Ubersicht Seite 16 des Umweltberichtes auf 0,15 oder
niedriger gesetzt werden. Dadurch ist keine Zuordnung einer externen Ausgleichsflache mehr
notwendig.

Durch ein Monitoring innerhalb der PV-Anlage sollte eine Riickkehr der Feldlerche in die PV
Anlage Uberprift werden. Der Bedarf an externen CEF-Mafinahmen kann bei Besiedlung der
PV- Flache mit Vogeln zuriickgenommen werden.

Die Ruckbauverpflichtung muss auch die naturschutzfachlichen Ausgleichsmafnahmen umfas-
sen. Dies ist im Bebauungsplan unter 1.2. aufzunehmen.

Abwagung

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen auf die Stellungnahme der UNB vom 09.01.2024
wird verwiesen, welche eine deutlich héhere Eingriinung auf der norddstlichen und siidwestli-
chen Seite fordert. Die bestehende Eingrinung wird daher belassen und nur auf der Nordost-
seite der FI.Nr. 397 und 398 erweitert.

Eine extensive Grunlandnutzung kann tber die Fortdauer des Vorhabens nicht garantiert wer-
den, daher kann der Ausgleichsfaktor nicht reduziert werden.

Der Hinweis zur den CEF-Flachen wird beriicksichtigt. eine zeitliche Befristung der CEF-
Flachen fur die drei Feldlerchenreviere wird in der Festsetzung ergénzt.

Die Ruckbauverpflichtung wird im Durchfiihrungsvertrag verbindlich zwischen Vorhabentréager
und gemeinde geregelt.

Gemeinde Rannungen — 15.12.2023

Bezugnehmend auf das o0.g. Bauleitplanverfahren hat der Gemeinderat Rannungen in seiner
Sitzung am 12.12.2023 beschlossen, folgende Einwande zu erheben:

Offenhaltung des Fernwanderweges ,via romea“

Offenhaltung des Prozessionsweges Rannungen - Pfandhausen
Offenhaltung der Ortsverbindungsstral3e Rannungen - Pfandhausen
Benutzung der angrenzenden Flurwege muss weiterhin mdglich sein

Mit der Bitte um entsprechende Beachtung.

Abwéagung
Die Hinweise wurden in der Planung berucksichtigt, die 0.g. Wege werden durch das Vorhaben
nicht tangiert.



